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1Problemstellung und Gang der
Untersuchung

1.1 Einführung

„Die Reform der öffentlichen Haushalte in der Bundesrepublik hat bereits ihre
Geschichte.“1

Seit es öffentliche Verwaltungen gibt, werden diese in regelmäßigen Abstän-
den auch reformiert. Leitbilder der letzten Jahrzehnte waren der z. B. der
„schlanke Staat“, der „aktivierende Staat“, das „New Public Management“ oder
das „Neue Steuerungsmodell“.2

Mit der nunmehr fast drei Jahrzehnte andauernden, aber immer noch nicht
abgeschlossenen aktuellen Reform des öffentlichen Haushalts- und Rechnungs-
wesens wurde diese Reformgeschichte um ein Kapitel erweitert. Eine erklärte
Zielstellung war es damals und ist es heute, mehr Transparenz über den Res-
sourceneinsatz öffentlicher Haushalte zu schaffen. Die angestrebte Transparenz
über die finanzielle Lage der Gebietskörperschaften soll die Grundlage jedweden
Dialogs zwischen Politik, Verwaltung und Bürgerschaft über öffentliche Aufga-
benerfüllung sowie Konsolidierungsmaßnahmen sein und damit der Schlüssel für
einen effizienteren Haushaltssteuerungsprozess.3 Im Jahr 1999 hat mit der Stadt
Wiesloch die erste deutsche Kommune einen „Kassensturz“ gemacht und eine
Bilanz über Vermögen und Schulden erstellt. Zehn Jahre danach hat mit Hessen
das erste Flächenland diesen Schritt nachvollzogen. Zentrale Begriffe des Prozes-
ses sind Outputorientierung, dezentrale Ressourcenverantwortung, vollständiger
Ressourcenverbrauch oder Defragmentierung des öffentlichen Rechnungswesens.

1 Senf (1969), S. 112.
2 Vgl. Veit/Reichard/Wewer (2019), S. 2.
3 Bertelsmannstiftung (2008), Kommunaler Schuldenreport 2008 – Zusammenfassung für
Sachsen-Anhalt, S. 1; vgl. auch Brixner (2000), S. 292; Budäus KPMG (2008), S. 19.

© Der/die Autor(en), exklusiv lizenziert an Springer Fachmedien Wiesbaden
GmbH, ein Teil von Springer Nature 2023
M. Knödler, Mit Haushaltsdisziplin gewinnt man keine Wahlen,
https://doi.org/10.1007/978-3-658-40421-5_1
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Als maßgeblichen Auslöser der Reform des Rechnungswesens kann die
latente Finanznot der öffentlichen Haushalte identifiziert werden.4 Gestiegenen
Ansprüchen der Bürger, erwartet wird ein angemessenes Verhältnis zwischen den
öffentlichen Leistungen und den dafür zu entrichtenden Abgaben und Entgelten5,
stehen vielfach defizitäre Haushalte gegenüber.

Verschärft durch die deutsche Wiedervereinigung, die Finanzkrise im Jahr
2008 und die Corona-Pandemie im Jahr 2020, befinden sich die Finanzen von
Bund, Ländern und den meisten Gemeinden in einem „desolaten Zustand“6.
Allein die Geldschulden der Gebietskörperschaften in Deutschland sind bis 2015
auf einen Betrag in Höhe von über 2 Billionen EURO angewachsen und sind
ungeachtet des seit 2010 anhaltenden konjunkturellen Aufschwungs bis 2019
nur leicht zurückgegangen. Unter Einbeziehung der impliziten Schulden7 und
der Verschuldung ausgelagerter Bereiche wird die Verschuldung noch bedeutend
höher ausfallen, als in den offiziellen Statistiken ausgewiesen.8

Öffentliche Finanzquellen wie Kredite und Abgaben sind jedoch nicht mehr
beliebig ausdehnbar. Die Verschuldung der öffentlichen Gebietskörperschaften
und die damit verbundenen Zinszahlungen haben bereits eine Größenordnung
erreicht, die kurz- und mittelfristig zu nicht akzeptierbaren Belastungen der
öffentlichen Haushalte führt.“9 Das gilt insbesondere, wenn die heutigen Schul-
den in überwiegendem Maße nicht Ergebnis von Investitionen in die Zukunft
sind, sondern vor allem konsumtive Ausgaben für den heutigen Sozialstaat und
eine nicht hinreichend effiziente Verwaltung reflektieren.10

Die eingetretene relative Verknappung finanzieller Ressourcen macht sich
zuerst auf kommunaler Ebene bemerkbar.11 Stetig steigende Kassenkredite und
der Verkauf von „Tafelsilber“ als Reaktion auf die prekäre Haushaltssituation sind
die kurzfristigen und politisch leichter durchzusetzenden Lösungsstrategien.12

4 Vgl. Hoffmann-Peck (2008), S. 20.
5 Pünder (2003), S. 10; ebenso Machura (2005), S. 30.
6 Vgl. hierzu Ellwein (1994), S. 68; sowie Pünder (2003), S. 5; Banner (2003), S. 16.
7 Hierzu zählen z. B. Verpflichtungen wie Renten- und Pensionszahlungen. Die Berech-
nung der impliziten Veschuldung wird aber kontrovers diskutiert, da sie unter anderem von
im Zeitablauf veränderbaren Annahmen über die Höhe der zu veranschlagenden Zahlungs-
ströme sowie Annahmen über die Zinsstruktur abhängt.
8 Bertelsmann Stiftung: Kommunaler Schuldenreport 2008 für Sachsen-Anhalt, S. 1.
9 Budäus (1998), S. 19.
10 Vgl. Meier (2007), S. 29.
11 Budäus/Finger (2001), S. 47.
12 Vgl. Dauber (2007), S. 225.
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Verbunden mit der wachsenden Verschuldung und den durch negative demo-
graphische Entwicklungen13 zu erwartenden Haushaltsrisiken, stellt sich zuneh-
mend auch die Frage nach der intergenerativen Gerechtigkeit.14 Sowohl die
dargestellten kurzfristigen Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung als auch die
zunehmende Verschuldung führen lediglich zu einer Verlagerung der Handlungs-
spielräume. Einer kurzfristig orientierten Haushaltsentlastung stehen zunehmend
begrenzte Spielräume der Zukunft entgegen.15 Dieser Aspekt gewinnt ange-
sichts der stark gestiegenen Staatsverschuldung auch im politischen Raum und
zunehmend in der Bürgerschaft an Bedeutung. Notwendig ist ein verantwor-
tungsbewusster Umgang mit den begrenzten Mitteln, um auch zukünftigen
Generationen Gestaltungsmöglichkeiten zu erhalten bzw. zurückzugeben. Ver-
antwortungsbewusste Politik braucht auch in Zukunft vor allem finanzielle
Handlungsspielräume. Voraussetzung hierfür sind nachhaltig tragfähige öffent-
liche Haushalte.16 „Gesellschaftlicher Wohlstand in Form einer leistungsfähigen
öffentlichen und sozialen Infrastruktur muss finanziert werden. Um auch künftig
wettbewerbsfähig zu sein, Wachstum erzielen und sozialen Wohlstand finanzieren
zu können, bedarf es einer Politik der Effizienzsteigerung.“17

In der vorliegenden Arbeit soll deshalb der Frage nachgegangen werden, ob
und gegebenenfalls unter welchen institutionellen Bedingungen das doppische
Haushalts- und Rechnungswesen bzw. die in darin integrierten Instrumente des
Neuen Steuerungsmodells im kommunalen und staatlichen Bereich den mit der
Einführung verbundenen Erwartungen gerecht werden kann. Der Autor der vor-
liegenden Untersuchung hat von 2001 bis 2008 das Projekt der Einführung des
Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens in den Kommunen des
Landes Sachsen-Anhalt als wissenschaftlicher Mitarbeiter begleitet. Seit 2009
erfolgte unter seiner Leitung die Einführung der outputorientierten Budgetie-
rung in der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt. Die mit Beginn dieser Arbeit
erarbeiteten theoretischen Grundlagen bzw. Hypothesen konnten sowohl wichtige
Impulse bei der erfolgreichen Umsetzung der begleiteten Reformprojekte geben

13 Die deutsche Bevölkerung schrumpft bereits seit Beginn der 70er Jahre. Zu dieser Zeit
sank die Geburtenrate erstmalig unter die Sterbeziffer. Vgl. hierzu ausführlich von Laer
(1988), S. 16. Eine sehr deutliche negative Dynamik der demographischen Verschiebung ist
vor allem in den ostdeutschen Bundesländern nach der Wiedervereinigung zu beobachten.
14 Vgl. Witte/Wixforth (2007), S. 193.
15 Vgl. Jochimsen/Konrad (2007), S. 11.
16 Vgl. Wintermann/Petersen/Wagschal/Busemeyer (2006), S. 3 f.; zur Notwendigkeit lang-
fristig tragfähiger öffentlicher Haushalte vgl. auch Mirow (2007), S. 181.
17 Bräuning (2004), S. 319.
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als auch einer empirischen langjährigen Überprüfung unterzogen werden. Gleich-
wohl spiegeln die am Ende des Prozesses stehenden Erkenntnisse der Arbeit die
anfänglichen hohen Erwartungen nur bedingt wieder. Die derzeitigen Herausfor-
derungen zeigen aber, wie aktuell die behandelten Fragestellungen nach wie vor
sind.

1.2 Ziel der Untersuchung

Grundlage einer erklärenden empirisch-theoretischen Wissenschaft ist die Ablei-
tung von Hypothesen. Weil mit der Reform des öffentlichen Haushalts- und
Rechnungswesens über eine als unzureichend empfundene Wirklichkeit hinaus-
gegangen werden soll, müssen neben theoretisch-empirischen Aussagen über das
Sein auch normativ theoretische Aussagen über das Sollen abgeleitet werden.
Das dieser Untersuchung zugrunde liegende Erkenntnisinteresse leitet sich aus
der allgemeinen Annahme ab, dass die Reform des öffentlichen Haushalts- und
Rechnungswesens einen Einfluss auf die Effizienz und Effektivität der Haushalts-
steuerung hat. Die institutionellen Arrangements eines doppischen Haushalts-
und Rechnungswesens bzw. des Neuen Steuerungsmodells erhöhen demnach die
Transparenz über den Mitteleinsatz. Implizit wird von Wissenschaft und Pra-
xis hierdurch auf ein effizientes und effektives Handeln der steuernden Akteure
geschlossen.

Bezugnehmend auf die Untersuchungsergebnisse der ökonomischen Ana-
lyse Graßmanns zur Umsetzung effizienzorientierter Reformideen in öffentlichen
Verwaltungen und der Evaluierung des Neuen Steuerungsmodells der Deut-
schen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer muss die dargestellte
Grundannahme, dass verbesserte Information implizit einen effizienteren Haus-
haltssteuerungsprozess zur Folge hat, jedoch in Frage gestellt werden. Folgt man
der Argumentation Reinermanns, dann hätten die Entscheidungsträger auch vor
der Einführung neuer Haushaltssysteme entsprechende Informationen nachge-
fragt, wenn sie für ihre Entscheidungen auf diese angewiesen wären bzw. diese
zum Steuern benötigt hätten.18

18 Reinermann (2002), S. 484.
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Für die vorliegende Untersuchung wird deshalb postuliert, dass die derzeitigen insti-
tutionellen Arrangements zum doppischen Haushaltswesen nicht zu den erwarteten
Effizienzgewinnen führen werden.
Effizienzgewinne in diesem Sinne entstehen, wenn z. B. durch Prozessvergleiche
mit anderen Verwaltungen oder durch bestimmte Regeln der Haushaltsbewirt-
schaftung Ausgabenaufwüchse begrenzt oder sogar gesenkt werden können um
finanzwirtschaftliche Handlungsspielräume für aktuelle und zukünftige Genera-
tionen zu sichern.

Das Erkenntnisziel der Arbeit besteht deshalb darin, das traditionelle kamerale
Haushalts- und Rechnungswesen und die Doppik am Beispiel der gesetzlichen
Bestimmungen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt und ein Reformprojekt auf
Landesebene aus institutionenökonomischer Sicht hinsichtlich einer effizienten
Institutionengestaltung komparativ zu betrachten. Im Zentrum der Untersuchung
steht die Frage, ob vor dem theoretischen Hintergrund der Modernen Institu-
tionenökonomie ein Einfluss auf die Effizienz der Finanzsteuerung öffentlicher
Haushalte zu erwarten ist.

Von Interesse sind deshalb die Fragen nach effizienzfeindlichen Institutionen
der Finanzsteuerung und deren konzeptioneller Berücksichtigung in der Dop-
pik bzw. dem Neuen Steuerungsmodell sowie die Quantität und Qualität der
Informationen und deren Einfluss auf das Akteursverhalten:

• Kann das Verhalten der maßgeblichen Akteure, wie angestrebt, im Sinne
einer effizienten Steuerung durch die institutionellen Arrangements der Doppik
beeinflusst werden?

• Haben die Verwaltungsmitarbeiter demnach hinreichendes Interesse, mehr per-
sönliche Verantwortung, z. B. im Rahmen der dezentralen Budgetierung, zu
übernehmen?

• Wollen die Budgetverantwortlichen die Last eines mit der Dezentralisierung
verbundenen periodischen Kontraktmanagement auf sich nehmen?

• Haben die Politiker ein Interesse daran, durch Verwaltungstransparenz messbar
zu werden und sich noch stärker als bisher der öffentlichen Kritik auszusetzen?

• Will die Verwaltung selbst diese Transparenz?
• Werden die Wähler in den transparenteren Steuerungsprozess einbezogen

und akzeptieren sie die daraus eventuell resultierenden Einschränkungen
öffentlicher Leistungen?
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Zusammenfassend stellt sich also die Frage nach den Anreizen (incentives) der
steuernden Akteure, effizient zu handeln und deren Kompatibilität mit der insti-
tutionellen Gestaltung der Doppik oder des Neuen Steuerungsmodells.19 Mit den
angestrebten Effizienzgewinnen

1.3 Theoretischer Bezugsrahmen und methodischer
Ansatz

Wissenschaftstheoretisch stellt sich für Effizienzbetrachtungen öffentlichen Wirt-
schaftens zunehmend die Frage, in welchen institutionellen Arrangements öffent-
liche Aufgaben erfüllt werden sollen. Gesucht werden in der vergleichenden
institutionellen Ökonomik die im Vergleich zu anderen unvollkommenen insti-
tutionellen Arrangements am wenigsten unvollkommenen Systeme.20

Theoretische Anhaltspunkte für den Reformprozess des öffentlichen
Haushalts- und Rechnungswesens lassen sich innerhalb der Neuen Institutio-
nenökonomie vor allem aus der Theorie der Verfügungsrechte (Property-Rights),
der Transaktionskostentheorie und der Prinzipal-Agent-Theorie gewinnen.21 Wei-
tere Erklärungen, vor allem des Verhaltens der politischen Akteure, liefert die
Neue Politische Ökonomie, deren Grundannahmen des methodologischen Indi-
vidualismus, der Eigennutzorientierung und der begrenzten Rationalität auch in
der Neuen Institutionenökonomie Anwendung finden. Die Moderne Institutio-
nenökonomie liefert durch die Erklärung ökonomischer und sozialer Strukturen
einen geeigneten theoretischen Bezugsrahmen zur Analyse der Auswirkungen des
Reformprozesses auf die Effizienz des Handelns der eingebundenen kommunalen
Akteure. Im öffentlichen Sektor gewinnen institutionenökonomische Ansätze vor
allem seit dem Aufkommen der New Public Management (NPM) - Bewegung
eine zunehmend bedeutendere Rolle.22

Die Untersuchung bedient sich der komparativen Methode durch den Vergleich
von zwei Modellen. Im Verlauf dieser komparativen Institutionenanalyse23 wer-
den die Wirkungen alternativer institutioneller Arrangements in der traditionellen

19 Vgl. Reinermann (2000), S. 47.
20 Schulz-Nieswandt (2006), S. 7.
21 Vgl. Budäus/Finger (1999), S. 27.
22 Vgl. Reichard (2002c), S. 589.
23 Der Ausdruck Komparative Institutionenanalyse (KIA) wurde von Coase (1964) geprägt.
Bei der KIA warden realisierte mit anderen – ebenfalls realisierten – Institutionen verglichen.
Vgl. Voigt (2002), S. 51.
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Kameralistik und dem Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen
(NKHR) sowie einem Modell auf Basis des NSM verglichen. Das traditionelle
kamerale Haushaltswesen der öffentlichen Hand kann erst dann als ineffizient
betrachtet werden, wenn das alternative Haushaltssteuerungssystem bei gegebe-
nem Referenzoptimum in geringerem Ausmaß von diesem abweicht.24 Begründet
durch die abweichenden Landesgesetzgebungen zur Reform des Haushalts- und
Rechnungswesens soll die Untersuchung der haushaltsrechtlichen Regelungen auf
das Neue Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen des Landes Sachsen-
Anhalt beschränkt werden. Eine Vergleichbarkeit ist durch die Anlehnung der
Mehrheit der Bundesländer an das von der Innenministerkonferenz empfohlene
Muster einer doppischen Gemeindehaushaltsverordnung dennoch gegeben. Auch
das Projekt auf Landesebene ist in Sachsen-Anhalt angesiedelt.

Gegenstand der Analyse ist die Veränderung innerhalb des verwaltungs-
bzw. politisch-adminstrativen Systems (Institutionenevaluation), deren Auswir-
kungen auf das Handeln der Akteure und die Leistungsfähigkeit der Institution
(Performanceevaluation). Deshalb werden die organisatorischen, instrumentellen,
prozessualen Veränderungen durch das NKHR bzw. das NSM, z. B. dezentrale
Fach- und Ressourcenverantwortung, Zielvereinbarungen/Kontrakte, Kosten- und
Leistungsrechnung, Berichtswesen, erfasst und mit denen der Kameralistik ver-
glichen. In einem zweiten Analyseschritt erfolgt eine Bestandsaufnahme des
institutionellen Umsetzungsstandes der Modernisierungsmaßnahmen (Institutio-
nenevaluierung) und der Wirkungen (Performanceevaluierung) auf die Akteure.

Als Quellen werden eine im Jahr 2008 durch die KGSt veröffentlichte und
im Jahr 2007 durchgeführte bundesweite Befragung zum „Stand der Einfüh-
rung des neuen Haushalts- und Rechnungswesens“25 und die Ergebnisse des
Forschungsprojektes „10 Jahre Neues Steuerungsmodell – Evaluation kommu-
naler Verwaltungsmodernisierung“ sowie eigene empirische Untersuchungen in
die Analyse einbezogen. Im Mittelpunkt des von der Hans Böckler Stiftung
finanziell geförderten und der KGSt unterstützten Projektes stand die Umsetzung
von Maßnahmen des Neuen Steuerungsmodells und vor allem deren Wirkungen.
Angeschrieben/befragt wurden im Rahmen dieser Studie Bürgermeister und Per-
sonalräte in insgesamt 1565 Kommunen.26 Zum Umsetzungsstand des NKHR
wurde die Studie von Weiß zur „Evaluation der DOPPIK-Einführung in den

24 Vgl. Thürmer (1984), S. 27.
25 KGSt Material Nr. 4/2008: Stand der Einführung des neuen Haushalts- und Rechnungs-
wesens – Ergebnisse einer bundesweiten Umfrage.
26 Die Ergebnisse des Projektes sind publiziert unter dem Titel: „Zehn Jahre
Neues Steuerungsmodell. Eine Bilanz kommunaler Verwaltungsmodernisierung.“,
Bogumil/Grohs/Kuhlmann/Ohm (2008).
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Kommunen des Landes Sachsen-Anhalt“ aus dem Jahr 2014 in die Untersuchung
einbezogen.

Die letztgenannte Studie liefert, wenn auch nicht spezifisch auf das neue Rech-
nungswesen bezogen, Erkenntnisse zur Wirkung einzelner Instrumente des NSM.
Zentrale Instrumente dieses Reformmodells, die in den Verwaltungen ab den
90er Jahren häufig unzusammenhängend zum Einsatz kamen, sind auch in den
institutionellen Arrangements des doppischen Rechnungswesens vorgesehen.

Voraussetzung für die Evaluation der Wirkungen institutioneller Verände-
rungen auf das Akteursverhalten ist zunächst die Definition eines Orientie-
rungspunktes und der wesentlichen Akteure.27 Die methodische Funktion dieses
Orientierungspunktes ermöglicht den Vergleich der Unterschiede und Gemein-
samkeiten der zu vergleichenden Modelle oder Prozesse und ermöglicht deren
Bewertung. Für das neue kommunale Haushalts- und Rechnungswesen wurde das
„Performanz-Ziel“ der Effizienz- und Produktivitätssteigerung als Orientierungs-
punkt definiert. In der vorliegenden Untersuchung sollen die finanzwirtschaft-
lichen Haushaltssteuerungsprozesse des herkömmlichen und des reformierten
Haushalts- und Rechnungswesens hinsichtlich der effizienten Gestaltung kom-
parativ betrachtet (positive Analyse) und effizienzsteigernde Institutionen bzw.
Hinweise für die Gestaltung des Modernisierungsprozesses abgeleitet werden
(normative Analyse).

1.4 Aufbau der Arbeit

Der kommunale Steuerungsprozess, dessen Effizienz es in dieser Arbeit zu unter-
suchen gilt, wird von individuellen Akteuren geprägt. Diese werden deshalb nach
der Festlegung des Orientierungspunktes der Arbeit und der dafür notwendigen
Abgrenzung des Effizienzbegriffs definiert. Im Kapitel 2 erfolgt die theoriegelei-
tete Analyse des kommunalen/ staatlichen Steuerungsprozesses und der daraus
abgeleiteten Erwartungen bezüglich der Auswirkungen institutioneller Reformen
auf das Akteurshandeln.

Nach der Einordnung des NKHR bzw. des NSM in den übergeordneten
Kontext institutioneller Verwaltungsreformen im Kapitel 3 werden die beiden

27 Neben der meist unpräzise definierten, angestrebtenWirkungsdimension, erschweren auch
diffuse und widerstreitende Zielformulierungen, fehlende allgemeingültige Indikatorensys-
teme oder Mess- und Erhebungsprobleme eine Wirkungsanalyse institutioneller Verwal-
tungsreformen. Vgl. weiterführend Bogumil/Kuhlmann (2006), S. 354–356.



1.4 Aufbau der Arbeit 9

Rechnungswesen-Modelle anhand der vorab definierten zentralen Handlungs-
felder komparativ betrachtet, um die im Kapitel 5 dargestellten normativen
Erkenntnisse hinsichtlich einer effizienten Gestaltung abzuleiten (Abbildung 1.1).

Abbildung 1.1 Aufbau der Arbeit
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1.5 Abgrenzung des Effizienzbegriffes

1.5.1 Zieldefinition

Grundsätzlich ist das Gebot der wirtschaftlichen Verwaltungsführung sowohl im
staatlichen Bereich in den Landeshaushaltsverordnungen als auch auf kommuna-
ler Ebene in den jeweiligen Gemeindeordnungen rechtlich fixiert.

Das rechtsverbindliche Gebot der Wirtschaftlichkeit wird in Sachsen-Anhalt
durch § 90 Abs. 2 GO (ab 01.07.2014 Kommunalverfassungsgesetz LSA) bestä-
tigt, wonach „die Haushaltswirtschaft sparsam und wirtschaftlich zu führen“ ist.28

Es handelt sich dabei jedoch ebenfalls nur um eine formal-juristische Fixierung.
Praktisch liefert diese Rechtsnorm keine Anhaltspunkte für eine operationale
Handlungsmaxime.29

Eine der Grundprämissen von Verwaltungsreformen30 ist die Steigerung von
Effizienz. Die Erreichung dieses Zieles ist in Abgrenzung zu einem Unternehmen
in der öffentlichen Verwaltung und speziell in einer Kommune aber besonde-
ren Bedingungen unterworfen. Die Rechtmäßigkeit öffentlichen Handelns darf
nicht eingeschränkt und die Erreichung der öffentlichen Ziele31 muss gewahrt
bleiben.32

Weitere zentrale Begriffe in der Diskussion über Ziele und Ergebnisse
von Verwaltungsreformen sind neben der Effizienz, auch Wirtschaftlichkeit und
Effektivität.33

Ungeachtet des selbstverständlichen Gebrauches werden insbesondere die
Begriffe der Effizienz und der Wirtschaftlichkeit in der wissenschaftlichen

28 Auf staatlicher Ebene verpflichtet § 114 GG zu wirtschaftlicher Haushalts- und Wirt-
schaftsführung.
29 Vgl. Budäus (1998a), S. 41.
30 Für die Eingrenzung des Verwaltungsreformbegriffes kann der Definition von Graßmann
gefolgt werden.

Entsprechend seines Vorschlages sind Verwaltungsreformen: „Zeitraumbezogene, poli-
tisch legitimierte und maßgeblich politisch beeinflusste, bewusste und planvolle Verände-
rungen derjenigen formellen und informellen Institutionen, die die Architektur öffentlicher
Verwaltungen determinieren.“, Graßmann (2007), S. 22.
31 Auf die Probleme bei der Bestimmung öffentlicher Ziele wird im Folgenden konkreter
eingegangen.
32 Vgl. Albertshauser (2007), S. 417.
33 Vgl. Finger (2007), S. 95; ebenso Ritz (2003), S. 229.


